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Thesen wie: „Wir sind reform-
bereit, denn wir fordern Bezah-
lung nach Leistung – faule sollen
weniger verdienen . . .,“ kommen
an den Stammtischen und bei der
Politik bestimmt gut an. Bun-
desinnenminister Otto Schily
hatte auch schon ein Lob für Hee-
sen parat, indem er in seiner Rede
in Bad Kissingen sagte: „. . . die
jüngsten Äußerungen von Herrn
Heesen weisen ja in die richtige
Richtung.“ 

Dass aber die Politik unter
Reform nur noch Sparen ver-
steht, müssten diese „Beamten-
vertreter“ doch mittlerweile ver-
standen haben.Man denke nur an
die „guten Vorschläge“ des
Beamtenbundes im vergangenen
Jahr (Kürzung des Weihnachts-
geldes und Umlegung auf das
Grundgehalt; DP berichtete dar-
über), die gerne von der Politik
aufgenommen und umgesetzt
wurden – die Streichungen und
Kürzungen bei Urlaubs- und
Weihnachtsgeld belasten nun die
Geldbeutel aller BeamtInnen – .

Man hat dort anscheinend
nichts gelernt, denn sonst hätte
die DPolG nicht in einem Flug-
blatt am 23. Januar 2004 die GdP
wegen ihrer starken Proteste
gegen die vorgenommenen Kür-
zungen kritisiert. Wo waren sie
denn, als wir vielfach auf den
Straßen standen und demons-
trierten?

Aber dies scheint für den saar-
ländischen Beamtenbund cha-
rakteristisch zu sein. Hatte deren
Vorsitzender Folz noch Ende des
vergangenen Jahres vehement
gegen die Äußerungen von Hee-
sen protestiert (SZ-Schlagzeile:
„Folz distanziert sich von den
Aussagen seines Bundesvorsit-

zenden Heesen“), so gab es von
ihm in Bad Kissingen keine sol-
che Botschaft.Der SLV bestärkte
Heesen sogar noch in seinen
Äußerungen, indem er verkün-
dete, dass es
nicht sein darf,
dass Lehrer
streiken.

Bundes-
Regierungs-
sprecher Tho-
mas Steg zeigte
sich in einem
Interview
„etwas über-
rascht“ von dem
Vorstoß Hee-
sens, denn sein
Eindruck sei,
dass die Beam-
ten nicht nur
loyal sondern
auch motiviert
seien.

Hans Peter
Bull, der die
„Bull-Kommis-
sion“ in NRW
leitete und dort
empfahl, sich
von den herge-
brachten
Grundsätzen
des Berufsbe-
amtentums zu
verabschieden,
erklärte in
einem Interview
der Süddeut-
schen Zeitung
auf die Frage
nach einem
Lehrerstreik:
„Das könnte
passieren. Aber
was wäre so
schlimm daran?

Ein Streik der Müllabfuhr dürfte
das öffentliche Leben stärker
beeinträchtigen. Das ist doch
sogar ungerecht: Die angestell-
ten Müllmänner dürfen streiken,

die verbeamteten Lehrer nicht.
Im Beamtenbund sind oft fort-
schrittliche Positionen zu finden
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Beamtenrecht modernisieren – mit Strafen für
„faule Beamte“ und Arbeitszeitverlängerung?

So jedenfalls lautet die Botschaft des Deutschen Beamtenbundes (dbb), medienwirksam verkündet durch deren
neuen Vorsitzenden Peter Heesen auf dem Gewerkschaftstag Ende des vergangenen Jahres und auf der gewerk-
schaftspolitischen Arbeitstagung am 12. Januar 2004 in Bad Kissingen. 

Fortsetzung auf Seite 2
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– aber er erkennt die Chance ein-
fach nicht,die darin läge,wenn er
seine Anliegen selbst in die Hand
nehmen, sie aktiv verhandeln
dürfte . . .“. Die DPolG hat auch
dies nicht erkannt, denn im
erwähnten Flugblatt lehnt sie ein
Streikrecht für Beamte und ins-
besondere für die Polizei vehe-
ment ab.

Die GdP geht davon aus, dass
es überall im öffentlichen Dienst
engagierte und motivierte
Beschäftigte gibt, aber auch eine
sehr geringe Anzahl weniger
motivierter Beschäftigter. Aber,
wie der Deutsche Beamtenbund
den Eindruck zu erwecken ver-
sucht, es gäbe eine Menge „fau-
ler Beamter“,die mit Sanktionen
belegt werden müssen, ist nicht
nur falsch, sondern auch grob
fahrlässig. Es gibt auch heute
schon Möglichkeiten, echte Leis-

tungsverweigerung zu ahnden;
dies ist eine Führungsaufgabe von
Vorgesetzten und nicht von
Gewerkschaften und Berufsver-
tretungen.

Die Sparwut der Politiker geht
weiter: So wurde bei einer
Besprechung des Bundeskanz-
lers mit den Regierungschefs der
Länder am 18. Dezember 2003
beschlossen, in der Ministerprä-
sidentenkonferenz im März 2004
den Tarifvertrag über die Arbeits-
zeit der Angestellten und der
Arbeiter im öffentlichen Dienst
zu kündigen, wenn nicht bis zum
24. März 2004 befriedigende
Ergebnisse der Verhandlungen
zwischen der Tarifkommission
der Länder und den ÖD-Ge-
werkschaften vorliegen. Ziel ist
es,die unterschiedlichen Arbeits-
zeiten von Arbeitern und Ange-
stellten im öffentlichen Dienst
den der Beamten anzugleichen.
Diese Arbeitszeitverlängerungen
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wollen die Finanzminister nur,
um gleichzeitig Stellen einzuspa-
ren. Die vorhandene Arbeit wird
dann auf eine geringere Zahl von
Schultern verteilt, mit der Folge,
dass es zu einer massiven Arbeits-
verdichtung kommen wird. Man

sieht, dass auch im Jahr 2004 die
„Reformen“ weitergehen.

Nachfolgend wird ein kleiner
Auszug an Verschlechterungen auf-
gezeigt, damit jedem wieder die
bereits erfolgten Einbußen in Erin-
nerung gerufen werden.
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Fortsetzung von Seite 1

Redaktionsschluss für die
April-Ausgabe unseres Landes-
teils ist der 5. März 2004.

Ernennungen und
Lebzeitanstellungen

Insgesamt 22 Ernennungen zur
Polizeikommissarin (9) bzw. zum
Polizeikommissar (13) nach
Ablauf der zweijährigen Probe-
zeit konnte Ministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer am 23.
Januar 2004 aussprechen. 8 Kol-
legInnen erhielten gleichzeitig
auch die Urkunde zur Anstellung
auf Lebenszeit ausgehändigt.

Nach bestandener Prüfung
wurden am 2.Februar 2004 die 65
erfolgreichen Kommissaranwär-
terInnen des Studienganges P 22
der FHSV zur Polizeikommissa-
rin bzw. zum Polizeikommissar
zur Anstellung (z. A.) ernannt.
Mit 23 Frauen war das weibliche
Geschlecht bei den Absolventen
stark vertreten.

Wir gratulieren allen Kolle-
ginnen und Kollegen ganz herz-
lich zu ihrer Ernennung.

Endlich fällt das z. A. weg. Die Absolventen der P 22.

● 1992: Verlängerung der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit
von 35 auf 40 Jahre

● 1994: Einfrieren der Sonderzuwendung auf dem Stand 1993
● 1997: Verlängerung der Zeitintervalle für das Aufsteigen

in den Besoldungsstufen; Erhöhung der Wartefrist für die
Versorgung aus dem letzten Amt von zwei auf drei Jahre;
Einführung Versorgungsabschlag von jährl. 3,6 v. H. (max.
10,8 v. H.)

● 1998: Wegfall der Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizulage;
Entdynamisierung der Polizeizulage; Einführung einer
Versorgungsrücklage

● 2001: Absenkung des Versorgungsniveaus auf 71,75 v. H.
● Und ständig: verzögerte Besoldungs- und Versorgungs-

anpassung für Beamte
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Schutz vor häuslicher
Gewalt

Der Gesetzentwurf erhält
durch die neu geschaffene
Ermächtigungsnorm, mit denen
Wohnungsverweisungen und
Rückkehrverbote zum Schutz vor
häuslicher Gewalt ermöglicht
werden, sein wesentliches
Gepräge.Art. 1 Abs. 1 und Art. 2
Abs.2 GG verpflichtet den Staat,
Leben und körperliche Unver-
sehrtheit des Menschen zu schüt-
zen. Dieser Verpflichtung, den
Gewaltopfern zu helfen, ist der
Deutsche Bundestag durch die
Verabschiedung des Gesetzes
zum zivilrechtlichen Schutz vor
Gewalttaten und Nachstellungen
(Gewaltschutzgesetz) vom 11.
Dezember 2001 (BGBl 1 S. 3513)
nachgekommen.

Da dieser zivilrechtliche Schutz
erst nach einem gewissen Zeit-
ablauf wirksam werden kann,
wird erstmals mit dem ausdrück-
lichen Ziel,vor häuslicher Gewalt
im Rahmen der Gefahrenabwehr
zu schützen, eine Ermächtigung
zur Wohnungsverweisung und zur
Anordnung eines Rückkehrver-
botes nach § 12 Abs. 2 SPolG
geschaffen, durch die der zivil-
rechtliche Schutz vor häuslicher
Gewalt ergänzt wird.

Platzverweis für gewalt-
bereite Personen

Mit der Einfügung des § 12
Abs. 3 SPolG soll gewaltbereiten
Personen wie auch Mitgliedern
der Drogenszene die Gelegen-

heit, bestimmte Orte (z. B. Sta-
dion, Dorffest) aufzusuchen,
wirksamer als es nach § 12 SPolG
über die Platzverweisung mög-
lich ist, verwehrt werden.

Gefahrenprognose

Mit der Änderung des § 30
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SPolG soll es
im Hinblick auf die wirksamere
Bekämpfung der organisierten
Kriminalität der Vollzugspolizei
ermöglicht werden, schon im
Anfangsstadium Daten über qua-
lifizierte Straftaten zu speichern.

Grenzüberschreitende
Zusammenarbeit

Der geänderte § 35 SPolG
berücksichtigt die intensivere
polizeiliche Zusammenarbeit
über die Landesgrenze hinweg,
indem er ein automatisches
Abrufverfahren zwischen den
beteiligten saarländischen und
ausländischen Polizeibehörden
ermöglicht.

Befugniserweiterung für
Ortspolizeibehörden

Schließlich werden – nicht
zuletzt auf ausdrücklichen
Wunsch der Kommunen – die
Befugnisse der Ortspolizei-
behörde bei der Identitätsfest-
stellung, der Durchsuchung von
Personen und Sachen sowie der
Anwendung von körperlicher
Gewalt erweitert (§ 9 Abs. 2 Satz
3, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 1 SPolG).

Im Rahmen der externen Anhörung zum Gesetzentwurf
der Regierung des Saarlandes zur Änderung des Saarlän-
dischen Polizeigesetzes (SPolG) ist die GdP zur Stellung-
nahme aufgerufen. In diesem Artikel wollen wir die Ziel-
setzung des Gesetzes und die GdP-Stellungnahme vorstel-
len. 

In der folgenden Ausgabe werden wir über Hinter-
gründe, die Anhörung im Innenausschuss und über ein
diesbezügliches Pressegespräch bei der Saarbrücker Zei-
tung berichten.

GdP-Stellungnahme zum SPolG-Entwurf

LANDESJOURNAL

GESETZENTWURF
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Gespräch mit CDU-AK
Innere Verwaltung 

Am 20. Januar 2004 fand im
Dienstgebäude der PBI Sbr.-St.
Johann ein Gespräch der GdP-
Spitze (Hugo Müller, Reinhold
Schmitt und Ralf Porzel) mit dem

Vorsitzenden des Innenaus-
schusses im saarländischen Land-
tag MdL Georg Jungmann
(CDU) und seiner Kollegin MdL
Anita Girst statt. Nach Besichti-
gung der im dortigen Gebäude
derzeit erfolgenden Umbauar-
beiten wurden die Themen Funk-
tionsbewertung,Personalaufbau,
zukünftige Beförderungsbudgets
und verbesserte Sachausstattung
diskutiert. Jungmann begegnete
unserer Kritik, in der wir auf die
nicht erfolgte Anhebung von Stel-
len für die Bereiche A 12 und A
13 im aktuellen Haushalt hin-
wiesen mit dem Argument, dass
eine Anhebung des Stellenpla-
nes in diesem Segment an die sich
aus der Funktionsbewertung
ergebenden Beförderungsmög-
lichkeiten mehr als zwei Legisla-
turperioden Zeit in Anspruch
nehmen werde. Weiterhin ver-
wies er auf die Kritik und den
Druck aus den anderen Ressorts,
nicht nur im Polizeibereich erheb-
liche Beförderungsmittel einzu-
stellen, so dass es auch in Zukunft

einen jährlichen Kampf um diese
Mittel geben werde.

Gespräch mit den
Mitarbeitern der
„Karcherstraße“

Anschließend fand sich die
GdP-Spitze mit den beiden Poli-

tikern zu einer
Aussprache
mit dem Per-
sonal im Be-
sprechungs-
raum der
Dienststelle
ein. Neben
Fragen zu
Beförderungs-
aussichten,
verschlechter-
ten Beihilfe-
richtlinien
nahm die Dis-
kussion über
ein alternati-
ves Dienstge-
bäude „Alte
Post“ großen

Raum ein. Die derzeit beengte
Unterbringung und schlechte
Raumsituation der Dienststelle
war den Politikern durch die vor-
hergehende Besichtigung bereits
bekannt. Die von Bezirksleiter
Michael Engelbert vorgetragenen
Möglichkeiten des möglichen
neuen Standortes wurden von
den Politikern interessiert auf-
genommen und eine Überprü-
fung zugesagt.

Gesprächstermin bei
der PI Lebach

Am 4. Februar fand in den
Räumen der Lebacher Dienst-
stelle ein Gesprächstermin im
Rahmen der Aktion „GdP vor
Ort“ statt. Bei der gut besuchten
Veranstaltung stand Hugo Mül-
ler den Kolleginnen und Kollegen
Rede und Antwort zu den ver-
schiedensten Problembereichen.
Hier wurde auch die Personal-
not auf den Dienststellen, die
schlechte DV-Ausstattung, vor

allem auf den Posten und die Pro-
bleme mit dem EDB breit dis-
kutiert.

Landesvorstandssitzung

Im Anschluss an das Gespräch
mit den Lebacher KollegInnen
fand eine Landesvorstandssitzung
im Lebacher Rathaus statt.
Schwerpunkte der Tagesordnung
waren die Probleme um die Per-
sonalverteilung, Ausbildungs-
konzeption,Personalverwendung
der Lehrgänge P 21 und P 22 und
der anstehende Beförderungs-
termin unter Anwendung der
Funktionsbewertung.

Zum Thema Personalvertei-
lung kam man überein, zukünftig
jährlich auf einen einzigen Per-
sonalverteilungstermin zu drin-
gen, der im Oktober eines jeden
Jahres liegen sollte, da dann auch
die Absolventen der FHSV zur
Verteilung anstehen.Ausnahmen
soll es nur in dringenden Einzel-
fällen geben.Wenn durch Ände-
rung der Aufbauorganisation in
den Behörden ein Personal-
mehrbedarf erkennbar ist, so
sollte dieser durch Mehreinstel-
lungen abgedeckt werden, wobei
der zeitliche Vorlauf zu berück-
sichtigen ist. Wir erwarten einen
ehrlichen Umgang mit den in
Kürze zu erwartenden Ergebnis-

LANDESJOURNAL

GdP-AKTIVITÄTEN

Aktuelles aus dem Landesvorstand

GdP im Gespräch mit den CDU-Politikern.

Die Gesprächsrunde im Besprechungsraum der „Kacherstraße“.

Was können wir für Sie tun?
Der Lohnsteuer Hilfe-Ring Deutschland e.V. bietet Ihnen eine Mitglied-
schaft mit vielen Vorteilen:
• Wir helfen Arbeitnehmern, Beamten, Unterhaltsempfängern etc. im

Rahmen einer Mitgliedschaft und gemäß § 4 Nr. 11 StBerG bei der
Einkommensteuererklärung.

• Wir beantragen für Sie Lohnsteuerermäßigung, Baukindergeld/
Eigenheimzulage.

Lohnsteuer Hilfe-Ring Deutschland e.V. 
(Lohnsteuerhilfeverein)

Grubenstr. 67, 66646 Marpingen-Urexweiler Eisenbahnstraße 25, 66117 Saarbrücken
Tel.: 0 68 27/30 57 08, Fax: 0 68 27/30 57 09 Tel.: 06 81/5 50 16, Fax: 06 81/5 27 77

Bahnhofstraße 17, 66564 Ottweiler Oberer Markt 15, 66538 Neunkirchen
Tel.: 0 68 24/70 19 20, Fax: 0 68 24/30 28 91 Tel.: 0 68 21/17 92 90, Fax: 06 81/5 27 77

Sie finden uns im Internet: http://www.LHRD.de
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sen der AG „Personal“, da wir
davon ausgehen,dass unsere Fest-
stellungen einer überalterten und
zahlenmäßig zu geringen saar-
ländischen Polizei dort bestätigt
werden.

Nach wie vor herrscht Unsi-
cherheit bei den Absolventen der
Kurse P 21 und P 22, wer in die
BP muss, wer aus der BP in die
Fläche wechseln kann und wie es
zukünftig weitergehen soll. Da
durch die Gerüchteküche eine
absolute Verunsicherung des
betroffenen Personenkreises ent-
standen ist, sollte LPD Paul
Haben bei der Ernennung der 
P 22-Absolventen Klarheiten
schaffen.Da er verhindert war, ist
keine Klärung erfolgt. Die KG

LPD der GdP hat die Kollegin-
nen und Kollegen mit einem Flug-
blatt informiert und die LPD-
Führung zur schnellstmöglichen
Festlegung und Information der
Betroffenen aufgefordert.

Die Funktionsbewertung ist
mittlerweile in die personalrätli-
che Mitwirkung gelangt und soll
zum Beförderungstermin April
in Kraft treten. Wir haben uns
darauf festgelegt zu fordern, dass
eine transparente, nachvollzieh-
bare und differenzierte Veröf-
fentlichung der Ergebnisse der
teilanalytischen Bewertung erfol-
gen soll. Den Schwerpunkt der
Beförderungen muss nach unse-
rer Meinung der Bereich von der
A 8 zur A 9 sowie in die A 10 aus
beiden Säulen (FHS und Über-
leitung) bilden.

Man kam in der Sitzung über-
ein, die vorgenannten Themen
zum Schwerpunkt des Gesprächs
mit der Ministerin am 10.Februar
2004 zu machen. Wir werden in

der nächsten Ausgabe der DP
darüber berichten.

Zwei neue Urteile des Bun-
desverwaltungsgerichts werden
die Beförderungsauswahl zum 
1.April 2004 maßgeblich bestim-
men. Wir haben die Leitsätze
nachfolgend abgedruckt.

Leitsatz, BVerwG
2. Senat, Urteil vom
19. Dezember 2002,
Az.: 2 C 31/01

Auswahlentscheidungen sind
zwar in erster Linie aufgrund
aktueller dienstlicher Beurtei-
lungen zu treffen. Ältere Beur-

teilungen kön-
nen aber
zusätzlich
berücksichtigt
werden. Als
Erkenntnisse,
die über Eig-
nung, Befähi-
gung und
fachliche Leis-
tung Auf-
schluss geben,
sind sie vor
Hilfskriterien
heranzuzie-
hen. Von
Rechts wegen

bleiben frühere dienstliche Beur-
teilungen für künftige Verwen-
dungs- und Auswahlentschei-
dungen von Belang.Das gilt auch
dann, wenn frühere dienstliche
Beurteilungen sich auf ein nied-
rigeres statusrechtliches Amt
beziehen. Daran vermag der
Dienstherr nichts zu ändern.

Leitsatz, BVerwG
2. Senat, Urteil vom
27. Februar 2003,
Az.: 2 C 16/02

Ist unter mehreren Bewerbern
eine Auswahl für die Besetzung
eines Beförderungsdienstpostens
zu treffen, so sind Feststellungen
über Eignung, Befähigung und
Leistung in erster Linie auf
dienstliche Beurteilungen zu stüt-
zen; dabei kommt auch zurück-
liegenden Beurteilungen Er-
kenntniswert zu. Erst wenn alle

unmittelbar leistungsbezogenen
Erkenntnisquellen ausgeschöpft
sind und die Bewerber „im
Wesentlichen gleich“ einzustu-
fen sind, sind Hilfskriterien her-

anzuziehen. Dabei ist der
Dienstherr nicht an eine
bestimmte Reihenfolge gebun-
den.

LANDESJOURNAL
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GdP vor Ort: bei der PI Lebach.

Der Landesvorstand tagte im Lebacher Rathaus.
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Die Wurzeln des 8.März liegen
in der Tradition proletarischer
Frauenkämpfe. Das Leben von
Arbeiterinnen und Arbeitern im
19. Jahrhundert war bitter, hart
und von großem Elend geprägt.
Quellen zufolge waren am 
8. März 1957 Textilarbeiterinnen
in New York in einen Streik getre-
ten. Sie traten in den Streik um
für bessere Arbeits- und Lebens-
bedingungen zu kämpfen. Weil
die Arbeitgeber eine Solidarisie-
rung der Frauen mit den Gewerk-
schaften verhindern wollten,wur-
den sie allesamt in der Fabrik ein-
geschlossen. Es brach ein uner-
klärliches Feuer aus,welches zum
einen nicht nur die Fabrik zer-
störte sondern auch 129 Frauen
das Leben kostete.

Auch in Europa machten sich
gegen Ende des 19. Jahrhunderts
die Frauen auf, um für ihre zen-
tralen Anliegen einzutreten. Die
II. Internationale Sozialistische
Frauenkonferenz beschloss auf
Initiative von Clara Zetkin im
August 1910 in Kopenhagen die
Einführung eines jährlich statt-
findenden Internationalen Frau-
entages.Wichtigste Forderungen
waren, Wahl- und Stimmrecht
und der Kampf gegen den impe-
rialistischen Krieg. So fand am
19. März 1911 der erste Frauen-
tag in Deutschland, Dänemark,
Österreich,Schweiz und der USA
statt. Erst 10 Jahre später wurde
dieser Tag auf den 8. März fest-
gelegt.

Die Anzahl der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer am Welt-
frauentag stieg stetig an, erlebte
Höhen und Tiefen und verän-

derte sich mit den gesellschaftli-
chen und rechtlichen Gegeben-
heiten. Die Nazis machten den
Frauen einen Strich durch die
Rechnung. Im Dritten Reich
stand auf den Abbruch einer
Schwangerschaft die Todesstrafe.
Das vom Faschismus geprägte
Bild der Mutter setzte sich bis
nach dem 2. Weltkrieg fort.

Erst in den 70er Jahren ent-
wickelte sich wieder eine neue
Frauenbewegung. Frauen aller
politischen Ausrichtungen und
Schichten beteiligten sich. Die
Forderungen von heute haben
sich verändert, jedoch steht nach
wie vor der Kampf gegen Dis-
kriminierung, gegen Sexismus,
gegen Rassismus und für Demo-
kratie, Eigenständigkeit und
Selbstbestimmung.

Nach wie vor ist der Weltfrau-
entag ein wichtiger Bestandteil
unserer Gesellschaft. Wir müs-
sen bewusst machen,dass Frauen
allein auf Grund ihres Ge-
schlechts mehrfach Opfer sind.
Auch im 21. Jahrhundert ist der
Kampf der Benachteiligung von
Frauen in der ganzen Welt belegt.
Anbei nur einige Beispiele:

● 1,5 Milliarden Menschen
müssen laut UNO mit einem
Dollar pro Tag oder auch weniger
auskommen, in der Mehrzahl
Frauen

● Nach Angaben von UNI-
CEF ist der Tod von mehr als
einer Million Mädchen pro Jahr
allein auf ihr Geschlecht zurück-
zuführen.

● Jährlich werden weltweit
zwei Millionen Mädchen zwi-
schen 5 und 15 Jahren verkauft
und in den kommerziellen Sex-
markt eingeschleust.

● Mehr als 150 Millionen
Mädchen und Frauen sind an
ihren Genitalien verstümmelt
worden.Nach wie vor werden bis
zu zwei Millionen Mädchen
Opfer dieser entsetzlichen Prak-
tik.

8. März 2004: Ein Tag zum
Nachdenken, für Solidarität und
des Bewusstseins, dass Frauen in
den industrialisierten Ländern
schon viel erreicht haben aber

noch erreichen müssen. Unter-
stützen wir gemeinsam politische
und gewerkschaftliche Kräfte,die
dafür einstehen. Stehen wir aber
für alle Frauen und Männer welt-
weit ein, die durch Missstände
aller Art benachteiligt werden.
Dies sollte der Gedanke des
„Internationalen Frauentages“
sein.

Veranstaltungen zum
8. März 2004:

● DGB: „Gleichstellung =
Umsetzen!“, in der Kaffeeküche
Bergwerk Luisenthal, Parkstr. 7
in 66333 Völklingen. Beginn ab
09.00 Uhr, mit einem zünftigen
Bergmannsfrühstück.Kulturpro-
gramm:Marion Ritz-Valentin mit

engagierten Frauenliedern,Frau-
engruppe Courage. Anmeldung
bitte bis 4.März 2004 beim DGB,
Tel. 06 81/4 00 01-25.

● „Gleichstellung jetzt umset-
zen!“. Im Rechtsschutzsaal in
Friedrichsthal/Bildstock spricht
Eugen Roth, Vorsitzender des
DGB. Kulturell wird die Veran-
staltung durch die Gruppe LIED-
STÖCKL mit Peter Balnis um-
rahmt. Für Essen und Trinken ist
bestens gesorgt. Anmeldungen
bei der DGB-Region Saar unter
Tel.-Nr. 0 68 31/8 00 14 oder per
Fax an 0 68 31/8 00 16.

Weitere Veranstaltungstermine
kann man der Tagespresse ent-
nehmen.

Vera Koch

LANDESJOURNAL

FRAUEN

8. März 2004 – Internationaler Frauentag

Vera Koch
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Bei einem Gesprächstermin
mit Innenministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer am 23.
Januar 2004 wurden folgende
Themen angesprochen:

Verweildauerkonzept

Die JG kritisiert die ständige
Änderung des Verweildauer-
konzeptes in der BP. Bei den
gegenwärtigen jährlichen Ein-
stellungszahlen ist es unprakti-
kabel, jeden FH-Absolventen in
die Verweildauer zu schicken.
Daher wäre es sinnvoller, die BP
zu einer Stammdienststelle wer-
den zu lassen mit einer Verweil-
zeit von drei Jahren. Mit der
Folge, dass aus jeder Einstellung
18 Beamte/Innen in die BP ver-
pflichtet würden. Oberstes Prin-
zip bei der Auswahl wäre natür-
lich der Grundsatz der Freiwil-
ligkeit. Grundsätzlich fordert die
JG ein über Jahre tragfähiges
Konzept, das allen Beteiligten
aber insbesondere den jungen
Kollegen/Innen Planungssicher-
heit gibt. Derzeit würde aber
weder das Konzept von PD

Pukallus noch von LPD Haben
den Jahrgängen P 21 und P 22
gerecht werden.

Antwort der Ministerin: Die 
P 22 kam zuerst in die Fläche,
um den dringenden Personalbe-
darf der PBI’s zu decken.Grund-
sätzlich sollte jedoch jeder in die
BP. Weiter würde der Führungs-
stab der LPD derzeit ein Kon-
zept für die zukünftige Ver-
weildauer und die Übergangszeit
ausarbeiten.

Wechselschichtzulage

Die JG kritisierte,dass die Kol-
legen/Innen der Einstellung P 22
auf den Dienststellen im Wech-
selschichtdienst arbeiten, aber
kein Anrecht auf Wechseldienst-
zulage hätten. Aus Sicht der JG
gäbe es hier aber Interpretati-
onsspielraum in Bezug auf den
Begriff „im Vorbereitungsdienst“.

Antwort der Ministerin: Die
WSZ ist in einem Bundesgesetz
verankert. Es gibt daher keine
Argumentationsspielräume.Eine
Änderung ist nur über den Bund,
auf dem parlamentarischen Weg
möglich. Die Aussicht auf Erfolg
sei bei der aktuellen Finanzlage
sehr gering und langwierig. Das
Gesetz besagt, dass die WSZ die
erhalten, die ihre Laufbahnprü-
fung bestanden haben. Die Lauf-
bahnprüfung beinhaltet die
schriftliche und mündliche Prü-
fung. Erst nach erfolgreichem
Abschluss der mündlichen Prü-
fung ist die Laufbahnprüfung
beendet. So lange ist der Beamte
nur im Widerrufsverhältnis. Man
müsste an der FHSV prüfen, ob
die Dauer zwischen schriftlicher
und mündlicher Prüfung durch
Beschleunigung der Korrektur
der schriftlichen Prüfung nicht
verkürzt werden kann. So könne
die mündliche Prüfung vorgezo-
gen und die Widerrufsbeamten
schneller zum Probebeamten
ernannt werden. Des Weiteren
wolle sie aber noch einmal prü-
fen lassen, inwiefern der Begriff
„im Vorbereitungsdienst“ auf die
Kollegen/Innen der Einstellung 

der Ausbau der FH begonnen
werde.

Dazu die Ministerin: Der Neu-
bau der Leitstelle hat absoluten
Vorrang. Die Dringlichkeit, im
Land über eine neue Technik bei
den ELT’s einzubauen, ist größer
denn je,aufgrund der absolut ver-
alteten Technik von vor 20 Jahren.
An die FHSV sei die Aufforde-
rung ergangen, den erforderli-
chen Raumbedarf zu ermitteln.
Nach Vorliegen des Bedarfs wird
über das MfIS-D6- der Anbau
beim Hochbauamt des Finanz-
ministeriums beantragt. Dieses
Verfahren kann ca. zwei bis drei
Jahre dauern. Jens Berner

LANDESJOURNAL

JUNGE GRUPPE 

Gespräch mit der Innenministerin

CDA-Neujahrsempfang

Beim traditionellen Neujahrsempfang für Betriebs- und Personalräte der
CDA war die GdP mit einer Delegation vertreten, um in Gesprächen mit
verantwortlichen Regierungspolitikern die Probleme im Polizeibereich
erörtern zu können. Im Bild sind die GdP-Vertreter mit der Ministerin für
Frauen, Arbeit, Gesundheit und Soziales, Dr. Regina Görner (re.), zu
sehen.

P 22 ange-
wendet wer-
den muss.

Zur Frage
nach dem Sta-
tus der Beam-
ten nach Ab-
schluss der
schriftlichen
und mündli-
chen Prüfung
bis zur Er-
nennung zum
Probebeam-
ten erklärte
Kramp-Karrenbauer, dass diese
Frage im MfIS, bei D 6, zu prüfen
sei.Eine Lösung könne z. B.durch
Komprimierung und Vorziehen
der Klausuren und Prüfungen
erreicht werden.

Unterbringung während der
Grundausbildung in der BP
und der Ausbau der FHSV

Von der JG wurden die Ver-
hältnisse an beiden Standorten
dargestellt und kritisiert. Unver-
ständlich ist aus Sicht der JG,dass
zuerst eine neue Leitstelle gebaut
werden soll und anschließend erst

V. l.: Ministerin Annegret Kramp-Karrenbauer, Caroline
Hoffmann (JAV) und Jens Berner

Gut,
dass

es sie
gibt.

Gewerkschaft
der Polizei
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Die Kreisgruppe Saarpfalz
hatte zur Mitgliederversammlung
eingeladen.Vor zahlreich erschie-
nenen Mitgliedern trugen Lan-
desvorsitzender Hugo Müller und
sein Vertreter Reinhold Schmitt
den Bericht über die gewerk-
schaftspolitischen Aktivitäten
und sonstigen Ereignisse vor.

Im Mittelpunkt der Versamm-
lung standen natürlich auch
Ehrungen. So konnten für 25

Die Ministerin für Inneres und
Sport,Annegret Kramp-Karren-
bauer, würdigte seine Arbeit im
Rahmen der Feierstunde und
nahm persönlich die Ruhe-
standsversetzung vor.

Hugo Müller überreichte Wer-
ner Dräger seitens der GdP ein
Präsent.

Wir wünschen Dir, lieber Wer-
ner, alles Gute im neuen Lebens-
abschnitt und viel Spaß in der
neuen „Opa“-Aufgabe.

Die Kreisgruppe Saarbrücken-
Land führte im Dezember 2003
ihr traditionelles Seniorentreffen
in den Räumlichkeiten der PI
Völklingen durch. Diese vor-
weihnachtliche Veranstaltung

fand wie in den vergangenen Jah-
ren regen Zuspruch – erfreuli-
cherweise auch aus dem Bereich
der früheren Kreisgruppe Sulz-
bach.

Unser Kreisgruppenvorsit-
zender,Wolfgang Schäfer,konnte
mehr als 30 Kolleginnen und Kol-
legen begrüßen, darunter die
Dienststellenleiter Axel Busch,
PI Völklingen, und Klaus Ney, PI
Köllertal. Vom Landesvorstand
überbrachte Reinhold Schmitt
die besten Grüße und gab zusam-
men mit W. Schäfer einen kurzen
Abriss über die gewerkschaftliche
Großwetterlage. Der Landesse-
niorenvorsitzende A. Jung stand

für Fragen aus dem Seniorenbe-
reich zur Verfügung.

Lukullisch hatte unser Vor-
standsmitglied Robert Derouet
gezaubert und für einen leckeren
Imbiss gesorgt.Wolfgang Schäfer

konnte folgende Mitglieder für
ihre Treue zur GdP ehren:

Guenther Hoffmann für 40
Jahre und Hans Jürgen Friedling
für 25 Jahre Gewerkschaftszu-
gehörigkeit und das immer kri-
tisch und engagiert – heute keine
Selbstverständlichkeit mehr!
Danke Kollegen!

Noch lange saß man gemüt-
lich zusammen, tauschte alte
Erlebnisse und Erfahrungen aus,
diskutierte über die aktuelle Poli-
tik und machte sich erst spät mit
den Weihnachtspräsenten der
GdP auf den Heimweg.

Bis zum nächsten Senioren-
treffen. GeFi
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KG SAARPFALZ

PERSONALIEN

KG SAARBRÜCKEN-LAND

Hugo Müller
(links) über-
reicht Werner
Dräger ein
Präsent der
GdP.

Jahre Mitgliedschaft Martin Hart-
mann, Ralph Herrmann, Walter
Kihm, Gisbert Krämer, Artur
Lauer, Manfred Sauer und Chris-
tian Zeiss geehrt werden. Für ein
halbes Jahrhundert Mitglied-
schaft konnten die Senioren Paul
Bauer, Helmut Roth und Peter
Schmelzer geehrt werden.

Die GdP dankt für die lang-
jährige Treue und wünscht für die
Zukunft alles Gute. WeHo.

Mitgliederversammlung

Gruppenfoto mit den Jubilaren der KG Saarpfalz

Mit Ablauf des Monats Januar
ging unser langjähriges GdP-Mit-
glied Werner Dräger in den ver-
dienten Ruhestand.

Nachdem er in fast allen
Führungspositionen der saarlän-
dischen Polizei tätig war, küm-
merte er sich in den letzten Jah-
ren um die Auswahl und Ausbil-
dung des Polizeinachwuchses.

Dies würdigte auch der Fach-
bereichsleiter Polizei an der
FHSV, Heiner Birtel, in seiner
Rede.

Werner Dräger
verabschiedet

Seniorentreffen 2003

V. l.: Guenther Hoffmann, 
Wolfgang Schäfer

V. l.: Wolfgang Schäfer, 
Hans Jürgen Friedling
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